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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 347/2012 DER KOMMISSION 

vom 16. April 2012 

zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Typgenehmigung von Notbremsassistenzsystemen für bestimmte Kraftfahrzeugklassen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 661/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 
Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern 
und von Systemen, Bauteilen und selbständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge hinsichtlich ihrer allgemeinen Si­
cherheit ( 1 ), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a 
und Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Bei der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 handelt es sich 
um eine Einzelverordnung für die Zwecke des Typgeneh­
migungsverfahrens gemäß der Richtlinie 2007/46/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 
2007 zur Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie 
von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) ( 2 ). 

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 sind grundlegende 
Anforderungen für die Typgenehmigung von Fahrzeugen 
der Klassen M 2 , M 3 , N 2 und N 3 hinsichtlich der Ausrüs­
tung mit Notbremsassistenzsystemen (AEBS) enthalten. 
Die speziellen Verfahren, Prüfungen und Anforderungen 
für die diesbezügliche Typgenehmigung müssen festgelegt 
werden. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 661/2009 enthält die generelle 
Auflage, dass Fahrzeuge der Kategorien M 2 , M 3 , N 2 und 
N 3 mit einem Notbremsassistenzsystem ausgerüstet sein 
müssen. 

(4) In der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 ist vorgesehen, 
dass die Kommission unter bestimmten Voraussetzungen 
Maßnahmen zur Befreiung bestimmter Fahrzeuge oder 
Klassen von Fahrzeugen der Klassen M 2 , M 3 , N 2 und 
N 3 von der Verpflichtung, diese Fahrzeuge mit AEBS aus­
zustatten, erlassen kann. 

(5) Eine Kosten-/Nutzenanalyse sowie eine Untersuchung der 
technischen und Sicherheitsaspekte hat ergeben, dass eine 
längere Vorlaufzeit erforderlich sein wird, bevor weitgrei­
fende Anforderungen für AEBS auf alle Fahrzeugtypen 
der Klassen M 2 , M 3 , N 2 und N 3 angewandt werden kön­
nen. Bei der Festlegung ausführlicher Regelungen für die 
einzelnen Prüf- und technischen Anforderungen für die 
Typgenehmigung dieser Fahrzeuge hinsichtlich ihres 
AEBS sind insbesondere die bei diesen Fahrzeugen einge­
setzte Bremstechnologie und das Hinterachsaufhängungs­
system zu berücksichtigen. Es ist daher angezeigt, diese 
Anforderungen in zwei Schritten einzuführen: zunächst 
eine Genehmigungsstufe 1, die angemessene Anforderun­
gen an Kollisionswarner und Notbremssysteme für Fahr­
zeugtypen der Klassen M 3 und N 3 sowie für Fahrzeug­
typen der Klasse N 2 mit einer Höchstmasse von mehr als 
8 t enthält, sofern diese Fahrzeuge mit pneumatischen 
oder druckluft-hydraulischen Bremssystemen und Hinter­
achsaufhängungsystemen mit Luftfederung ausgerüstet 
sind. Diese Anforderungen sollten in einem zweiten 
Schritt erweitert und ergänzt werden in Form einer Ge­
nehmigungsstufe 2, die auch für Fahrzeugtypen mit hy­
draulischen Bremssystemen und Hinterachsaufhängungs­
systemen ohne Luftfederung gelten und die Fahrzeug­
typen der Klasse M 2 sowie der Klasse N 2 mit einer 
Höchstmasse von nicht mehr als 8 t umfassen soll. Der 
Zeitplan für die Durchführung der Genehmigungsstufe 2 
sollte ausreichend Vorlaufzeit vorsehen, um weitere Er­
fahrungen mit diesen Systemen zu machen und weitere 
technische Entwicklungen in diesem Bereich zu ermögli­
chen; außerdem sollte die Wirtschaftskommission für Eu­
ropa der Vereinten Nationen (UN/ECE) genug Zeit haben, 
um international harmonisierte Leistungs- und Prüfanfor­
derungen für Fahrzeugtypen der betroffenen Kategorien 
zu entwickeln. Daher nimmt die Kommission spätestens 
zwei Jahre vor dem Umsetzungstermin der Genehmi­
gungsstufe 2 die Prüfkriterien für die Aktivierung der 
Warn- und Bremssysteme der Fahrzeugtypen der Klasse 
M 2 und der Klasse N 2 mit einer Höchstmasse von nicht 
mehr als 8 t unter Berücksichtigung der weiteren diesbe­
züglichen Entwicklungen auf der Ebene der UN/ECE an. 

(6) Die Kosten-/Nutzenanalyse hat außerdem gezeigt, dass 
die obligatorische Verwendung von AEBS mehr Kosten 
als Nutzen mit sich bringen würde und sich daher 
für folgende Fahrzeugklassen nicht als geeignet erweist:

DE 21.4.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 109/1 

( 1 ) ABl. L 200 vom 31.7.2009, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1.



Sattelzugmaschinen der Klasse N 2 mit einer Höchstmasse 
von mehr als 3,5 t, aber nicht mehr als 8 t, Fahrzeuge der 
Klassen A, I und II M 2 und M 3 und Gelenkbusse der 
Klassen A, I und II M 3 . Darüber hinaus ist es aufgrund 
technischer und physischer Vorgaben unmöglich, die Kol­
lisionswarner so anzubringen, dass ihr zuverlässiges 
Funktionieren bei bestimmten Fahrzeugen mit besonderer 
Zweckbestimmung, Geländefahrzeugen und Fahrzeugen 
mit mehr als drei Achsen gewährleistet ist. Fahrzeuge 
dieser Klassen sollten daher von der Verpflichtung, diese 
Fahrzeuge mit AEBS auszustatten, befreit werden. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Technischen Ausschus­
ses „Kraftfahrzeuge“ — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Kraftfahrzeuge der Klassen M 2 , M 3 , 
N 2 und N 3 gemäß den Begriffsbestimmungen in Anhang II der 
Richtlinie 2007/46/EG, mit folgenden Ausnahmen: 

1. Sattelzugmaschinen der Klasse N 2 mit einer Höchstmasse 
von mehr als 3,5 t, aber nicht mehr als 8 t; 

2. Fahrzeuge der Klassen A, I und II M 2 und M 3 ; 

3. Gelenkbusse der Klassen A, I und II M 3 ; 

4. Geländefahrzeuge der Klassen M 2 , M 3 , N 2 und N 3 gemäß 
Anhang II Teil A Nummern 4.2 und 4.3 der Richtlinie 
2007/46/EG; 

5. Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung der Klassen 
M 2 , M 3 , N 2 und N 3 gemäß Anhang II Teil A Nummer 5 
der Richtlinie 2007/46/EG; 

6. Fahrzeuge der Klassen M 2 , M 3 , N 2 und N 3 mit mehr als drei 
Achsen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die Begriffsbestim­
mungen der Richtlinie 2007/46/EG und der Verordnung (EG) 
Nr. 661/2009. 

Darüber hinaus bezeichnet der Ausdruck: 

1. „Fahrzeugtyp hinsichtlich des Notbremsassistenzsystems“ 
(AEBS) eine Klasse von Fahrzeugen, die sich in wesentlichen 
Aspekten nicht unterscheiden, darunter: 

a) die Fabrik- oder Handelsmarke des Herstellers, 

b) Fahrzeugmerkmale, die die Leistung des AEBS erheblich 
beeinflussen, 

c) Typ und Konstruktion des AEBS; 

2. „Prüffahrzeug“ das Fahrzeug, das geprüft wird; 

3. „Ziel“ einen in hoher Stückzahl in Serienproduktion her­
gestellten Personenkraftwagen der Klasse M 1 AA Limousine 

nach Anhang II Abschnitt C Nummer 1 der Richtlinie 
2007/46/EG oder, im Falle eines weichen Ziels, einen Ge­
genstand, der einem solchen Fahrzeug hinsichtlich seiner 
Erfassungsmerkmale in Bezug auf das Sensorsystem des 
zu prüfenden AEBS entspricht; 

4. „weiches Ziel“ ein Ziel, das im Falle eines Zusammenstoßes 
möglichst geringe Schäden davon trägt und möglichst ge­
ringe Schäden am Prüffahrzeug hervorruft; 

5. „bewegliches Ziel“ ein Ziel, das sich mit konstanter Ge­
schwindigkeit in dieselbe Richtung und in der Mitte dessel­
ben Fahrstreifens bewegt wie das Prüffahrzeug; 

6. „unbewegliches Ziel“ ein Ziel, das unbeweglich in derselben 
Richtung und in der Mitte desselben Fahrstreifens steht, in 
die/auf dem das Prüffahrzeug fährt; 

7. „Kollisionswarnphase“ die Phase unmittelbar vor der Not­
bremsphase, in deren Verlauf das AEBS den Fahrzeugführer 
vor einem möglichen Frontalzusammenstoß warnt; 

8. „Notbremsphase“ die Phase, die beginnt, wenn das AEBS 
eine Bremsanforderung für eine Geschwindigkeitsreduzie­
rung von mindestens 4 m/s 2 an das Betriebsbremssystem 
des Fahrzeugs richtet; 

9. „gemeinsames Feld“ einen Bereich, in dem zwei oder mehr 
Zustandsinformationen — allerdings nicht gleichzeitig — 
angezeigt werden können; 

10. „Selbstprüfung“ eine integrierte Funktion, die, zumindest 
während das System aktiv ist, halbkontinuierlich nach einer 
Systemstörung sucht; 

11. „Zeit bis zum Zusammenstoß (TTC)“ der Zeitwert, der sich 
ergibt, wenn die Entfernung zwischen dem Prüffahrzeug 
und dem Ziel zu einem bestimmten Zeitpunkt durch die 
relative Geschwindigkeit des Prüffahrzeugs und des Ziels 
geteilt wird. 

Artikel 3 

Pflichten der Mitgliedstaaten 

(1) Ab dem 1. November 2013 verweigern die nationalen 
Behörden aus Gründen im Zusammenhang mit dem AEBS die 
EG-Typgenehmigung oder die nationale Typgenehmigung für 
neue Fahrzeugtypen, die den Anforderungen gemäß Anhang II 
und III nicht entsprechen, ausgenommen die Anforderungen für 
die Genehmigungsstufe 2 nach Anhang II und die Kriterien für 
Bestehen/Nichtbestehen nach Anlage 2 zu diesem Anhang und 
ausgenommen Fahrzeuge, die nicht mit einer Hinterachsaufhän­
gung mit Luftfederung ausgerüstet sind. 

(2) Ab dem 1. November 2015 erachten die nationalen Be­
hörden aus Gründen, die mit dem AEBS zusammenhängen, 
Konformitätsbescheinigungen für neue Fahrzeuge für die Zwe­
cke von Artikel 26 der Richtlinie 2007/46/EG als nicht mehr 
gültig und untersagen die Zulassung, den Verkauf und die In­
betriebnahme derartiger Fahrzeuge, wenn diese Fahrzeuge nicht 
den Anforderungen gemäß Anhang II und III entsprechen, aus­
genommen die Anforderungen für die Genehmigungsstufe 2 
nach Anhang II und die Kriterien für Bestehen/Nichtbestehen 
nach Anlage 2 zu diesem Anhang und ausgenommen Fahrzeu­
ge, die nicht mit einer Hinterachsaufhängung mit Luftfederung 
ausgestattet sind.
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(3) Ab dem 1. November 2016 verweigern die nationalen 
Behörden aus Gründen, die mit dem AEBS zusammenhängen, 
die EG-Typgenehmigung oder die nationale Typgenehmigung 
für neue Fahrzeugtypen, die den Anforderungen gemäß Anhang 
II und III nicht entsprechen, einschließlich den Anforderungen 
für die Genehmigungsstufe 2 nach Anhang II und den Kriterien 
für Bestehen/Nichtbestehen nach Anlage 2 zu diesem Anhang. 

(4) Ab dem 1. November 2018 erachten die nationalen Be­
hörden aus Gründen, die mit dem AEBS zusammenhängen, 
Konformitätsbescheinigungen für neue Fahrzeuge für die Zwe­
cke von Artikel 26 der Richtlinie 2007/46/EG als nicht mehr 
gültig und untersagen die Zulassung, den Verkauf und die In­
betriebnahme derartiger Fahrzeuge, wenn diese Fahrzeuge nicht 
den Anforderungen gemäß Anhang II und III entsprechen, ein­
schließlich den Anforderungen für die Genehmigungsstufe 2 
nach Anhang II und den Kriterien für Bestehen/Nichtbestehen 
nach Anlage 2 zu diesem Anhang. 

(5) Unbeschadet der Absätze 1 bis 4 dürfen die nationalen 
Behörden aus Gründen, die mit dem AEBS zusammenhängen, 
nicht: 

a) die EG-Typgenehmigung oder die nationale Typgenehmigung 
für einen neuen Fahrzeugtyp verweigern, wenn dieses Fahr­
zeug der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 und dieser Verord­
nung entspricht; 

b) die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetriebnahme eines 
neuen Fahrzeugs verbieten, wenn dieses Fahrzeug der Ver­
ordnung (EG) Nr. 661/2009 und dieser Verordnung ent­
spricht; 

c) einem neuen Fahrzeugtyp der Klasse M 2 und der Klasse N 2 
mit einer Höchstmasse von nicht mehr als 8 t die EG-Typ­
genehmigung oder die nationale Typgenehmigung nach Ge­
nehmigungsstufe 2 erteilen, bevor die Werte für Bestehen/ 
Nichtbestehen der Anforderungen für die Warn- und Akti­
vierungsprüfung gemäß Artikel 5 festgelegt worden sind. 

Artikel 4 

EG-Typgenehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich des 
AEBS 

(1) Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter legt der Geneh­
migungsbehörde einen Antrag auf EG-Typgenehmigung eines 
Fahrzeugs hinsichtlich der AEBS vor. 

(2) Der Antrag ist nach dem Muster des Beschreibungs­
bogens in Anhang I Teil 1 zu erstellen. 

(3) Sind die einschlägigen Anforderungen von Anhang II der 
vorliegenden Verordnung erfüllt, erteilt die Genehmigungs­
behörde eine EG–Typgenehmigung und vergibt eine Typgeneh­
migungsnummer nach dem in Anhang VII der Richtlinie 
2007/46/EG dargelegten Nummerierungsschema. 

Eine Genehmigungsbehörde darf diese Nummer keinem anderen 
Fahrzeugtyp zuteilen. 

(4) Für die Zwecke von Absatz 3 stellt die Genehmigungs­
behörde einen EG-Typgenehmigungsbogen nach dem Muster in 
Anhang I Teil 2 aus. 

Artikel 5 

Änderung von Anhang II Anlage 2 

Die Kommission ändert Anhang II Anlage 2 bis zum 31. De­
zember 2014 und nimmt die Werte für Bestehen/Nichtbestehen 
der Anforderungen für die Warn- und Aktivierungsprüfung auf, 
die Fahrzeugtypen der Klasse M 2 und der Klasse N 2 mit einer 
Höchstmasse von nicht mehr als 8 t erfüllen müssen, um Ge­
nehmigungsstufe 2 zu erreichen. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 16. April 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Standard-Beschreibungsbogen und EG-Typgenehmigungsbogen für die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
hinsichtlich des AEBS 

TEIL 1 

Beschreibungsbogen 

MUSTER 

Beschreibungsbogen Nr. … für die EG-Typgenehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich des Notbremsassistenzsystems 
(AEBS). 

Die nachstehenden Angaben sind zusammen mit dem Verzeichnis der beiliegenden Unterlagen in dreifacher Ausfertigung 
einzureichen. Liegen Zeichnungen bei, so müssen diese das Format A4 haben oder auf das Format A4 gefaltet sein und 
hinreichende Einzelheiten in geeignetem Maßstab enthalten. Liegen Fotos bei, so müssen diese hinreichende Einzelheiten 
enthalten. 

Weisen die Systeme, Bauteile oder selbstständigen technischen Einheiten gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 
347/2012 elektronisch gesteuerte Funktionen auf, so sind Angaben zu ihren Leistungsmerkmalen zu machen. 

0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

0.1. Fabrikmarke (Handelsmarke des Herstellers): ........................................................................................................................... 

0.2. Typ: ....................................................................................................................................................................................................... 

0.2.0.1. Fahrgestell: ........................................................................................................................................................................................... 

0.2.0.2. Aufbau/vollständiges Fahrzeug: ..................................................................................................................................................... 

0.2.1. Handelsname(n) (sofern vorhanden): .......................................................................................................................................... 

0.3. Merkmale zur Typidentifizierung, sofern am Fahrzeug vorhanden ( b ): ............................................................................ 

0.3.0.1. Fahrgestell: ........................................................................................................................................................................................... 

0.3.0.2. Aufbau/vollständiges Fahrzeug: ..................................................................................................................................................... 

0.3.1. Stellen dieser Aufschrift: ................................................................................................................................................................. 

0.3.1.1. Fahrgestell: ........................................................................................................................................................................................... 

0.3.1.2. Aufbau/vollständiges Fahrzeug: ..................................................................................................................................................... 

0.4. Fahrzeugklasse ( c ): .............................................................................................................................................................................. 

0.5. Name und Anschrift des Herstellers: .......................................................................................................................................... 

0.6. Anbringungsstelle und Anbringungsart der gesetzlich vorgeschriebenen Schilder und Anbringungsstelle der 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer: ............................................................................................................................................... 

0.6.1. Am Fahrgestell: .................................................................................................................................................................................. 

0.6.2. Am Aufbau: ........................................................................................................................................................................................ 

0.8. Name(n) und Anschrift(en) der Fertigungsstätte(n): 

0.9. Ggf. Name und Anschrift des Bevollmächtigten des Herstellers: ...................................................................................... 

1. ALLGEMEINE BAUMERKMALE DES FAHRZEUGS 

1.1. Fotos und/oder Zeichnungen eines repräsentativen Fahrzeugs: ......................................................................................... 

1.2. Maßzeichnung des gesamten Fahrzeugs: ................................................................................................................................... 

1.3. Anzahl der Achsen und Räder: .................................................................................................................................................... 

1.3.1. Anzahl und Lage der Achsen mit Doppelbereifung: ............................................................................................................. 

1.3.2. Anzahl und Lage der gelenkten Achsen: .................................................................................................................................. 

1.3.3. Antriebsachsen (Anzahl, Lage, gegenseitige Verbindung): ....................................................................................................
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2. MASSEN UND ABMESSUNGEN ( f ) ( g ) 

(in kg und mm) (gegebenenfalls auf Zeichnungen verweisen) 

2.1. Radstand/Radstände (bei Vollbelastung) ( g1 ) 

2.1.1. Zweiachsige Fahrzeuge: ................................................................................................................................................................... 

2.1.1.1. Drei- und mehrachsige Fahrzeuge 

2.3. Spurweite(n) und Breite(n) der Achse(n) 

2.3.1. Spurweite jeder gelenkten Achse ( g4 ): ......................................................................................................................................... 

2.3.2. Spurweite aller übrigen Achsen ( g4 ): ............................................................................................................................................ 

2.3.4. Breite der vordersten Achse (gemessen an den äußersten Punkten der Reifen, mit Ausnahme der Reifenwand­
schwellung in der Nähe des Bodens): ........................................................................................................................................ 

2.4. Maßbereiche der Fahrzeugabmessungen (Maße über alles) 

2.4.1. Für Fahrgestell ohne Aufbau 

2.4.1.1. Länge ( g5 ): ............................................................................................................................................................................................. 

2.4.1.1.1. Höchstzulässige Länge: .................................................................................................................................................................... 

2.4.1.1.2. Mindestzulässige Länge: .................................................................................................................................................................. 

2.4.1.2. Breite ( g7 ): ............................................................................................................................................................................................. 

2.4.1.2.1. Höchstzulässige Breite: .................................................................................................................................................................... 

2.4.1.2.2. Mindestzulässige Breite: ................................................................................................................................................................... 

2.4.2. Für Fahrgestell mit Aufbau 

2.4.2.1. Länge ( g5 ): ............................................................................................................................................................................................. 

2.4.2.1.1. Länge der Ladefläche: ...................................................................................................................................................................... 

2.4.2.2. Breite ( g7 ): ............................................................................................................................................................................................. 

2.4.3. Für ohne Fahrgestell genehmigte Aufbauten (Fahrzeugklassen M 2 und M 3 ) 

2.4.3.1. Länge ( g5 ): ............................................................................................................................................................................................. 

2.4.3.2. Breite ( g7 ): ............................................................................................................................................................................................. 

2.6. Masse in fahrbereitem Zustand 

Masse des Fahrzeugs mit Aufbau und, bei Zugfahrzeugen einer anderen Klasse als M 1 , mit Anhängevorrichtung, 
sofern vom Hersteller geliefert, in fahrbereitem Zustand oder Masse des Fahrgestells oder des Fahrgestells mit 
Führerhaus ohne Aufbau und/oder Anhängevorrichtung, wenn der Aufbau und/oder die Anhängevorrichtung 
nicht vom Hersteller geliefert wird (einschließlich Flüssigkeiten, Werkzeug, Ersatzrad (sofern vorhanden) und 
Fahrzeugführer und, für Kraftomnibusse, Masse des Mitglieds des Fahrpersonals, wenn das Fahrzeug über einen 
Sitz für Fahrpersonal verfügt) ( h ) (Größt- und Kleinstwert für jede Variante): .............................................................. 

4.7. Bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs (in km/h) ( q ): ................................................................................ 

8. BREMSANLAGEN 

(Nachstehende Einzelheiten und gegebenenfalls Identifizierungsmerkmale sind anzugeben) 

8.1. Typ und Ausführung der Bremsanlagen gemäß Anhang I Absatz 1.6 der Richtlinie 71/320/EWG ( 1 ) des Rates 
mit detaillierten Angaben und Zeichnungen (Trommel-, Scheibenbremsen, Bremsschläuche, Fabrikmarke und 
Typ der Bremsbacken-/Bremsklotz-Baugruppen und/oder Bremsbeläge, wirksame Bremsflächen, Halbmesser der 
Bremstrommeln, Bremsbacken oder Bremsscheiben, Masse der Trommeln, Nachstellvorrichtungen, wirkungs­
relevante Teile der Achse(n) und der Aufhängung usw.) ..................................................................................................... 

8.2. Betriebsdiagramm, Beschreibung und/oder Zeichnung nachstehender (in Anhang I Absatz 1.2 der Richtlinie 
71/320/EWG angegebener) Bremssysteme, einschließlich detaillierter Angaben und Zeichnungen der Übertra­
gungs- und Betätigungseinrichtung: ............................................................................................................................................
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8.2.1. Betriebsbremssystem: ........................................................................................................................................................................ 

8.2.2. Hilfsbremssystem: .............................................................................................................................................................................. 

8.2.4. Zusätzliches Bremssystem: ............................................................................................................................................................. 

8.3. Betätigungs- und Übertragungseinrichtungen des Anhängerbremssystems in Fahrzeugen, die zum Ziehen von 
Anhängern ausgerüstet sind: ......................................................................................................................................................... 

8.4. Das Fahrzeug ist zum Ziehen eines Anhängers mit elektrischer/pneumatischer/hydraulischer (*) Betriebsbremse 
ausgerüstet: ja/nein (*) 

8.5. Antiblockiersystem 

8.5.1. Bei Fahrzeugen mit Blockierverhinderung, Funktionsbeschreibung des Systems (einschließlich der elektronischen 
Teile), elektrisches Blockschaltbild, Darstellung der hydraulischen oder pneumatischen Kreise: ............................. 

8.6. Berechnung und Kurven gemäß der Anlage zu Absatz 1.1.4.2 des Anhangs II der Richtlinie 71/320/EWG oder 
gegebenenfalls der Anlage zu Anhang XI dieser Richtlinie: ............................................................................................... 

8.7. Beschreibung und/oder Zeichnung der Energieversorgung, auch bei Bremskraftverstärkern: ................................... 

8.7.1. Bei Druckbremsanlagen: Arbeitsdruck p2 im (in den) Druckspeicher(n): ....................................................................... 
................................................................................................................................................................................................................. 

8.7.2. Bei Unterdruckbremsanlagen: Anfangsenergie im (in den) Speicher(n): .......................................................................... 

13. BESONDERE VORSCHRIFTEN FÜR KRAFTOMNIBUSSE 

13.1. Fahrzeugklasse: Klasse III/Klasse B (*) 

Hinweise zum Ausfüllen 

(*) Nichtzutreffendes streichen (es gibt Fälle, wo nichts zu streichen ist, wenn mehr als eine Eintragung zutreffend ist). 
( b ) Enthalten die Merkmale zur Typidentifizierung Zeichen, die für die Typbeschreibung des Fahrzeugs, des Bauteils oder 

der selbstständigen technischen Einheit gemäß diesem Beschreibungsbogen nicht wesentlich sind, so sind diese 
Zeichen in den betreffenden Unterlagen durch das Symbol „?“ darzustellen (z. B. ABC??123??). 

( c ) Nach den Begriffsbestimmungen in Anhang II Teil A der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1). 

( f ) Bei Ausführungen einmal mit normalem Führerhaus und zum anderen mit Führerhaus mit Liegeplatz sind für beide 
Ausführungen Massen und Abmessungen anzugeben 

( g ) ISO 612:1978 „Abmessungen von Straßen(motor)fahrzeugen und deren Anhängern; Benennungen und Definitionen“. 
( g1 ) Kraftfahrzeuge und Deichselanhänger: Definition Nr. 6.4.1. 

Sattelanhänger und Zentralachsanhänger: Definition Nr. 6.4.2. 
Anmerkung: 
Bei Zentralachsanhängern wird die Kupplungsachse als vorderste Achse angesehen. 

( g4 ) Definition Nr. 6.5. 
( g5 ) Definition Nr. 6.1 und für andere Fahrzeuge als solche der Klasse M 1 : Abschnitt 2.4.1 des Anhangs I der Richtlinie 

97/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 233 vom 25.8.1997, S. 1). 
Bei Anhängern sind die Längen gemäß Definition Nr. 6.1.2. der Norm ISO 612:1978 anzugeben. 

( g7 ) Definition Nr. 6.2 und für andere Fahrzeuge als solche der Klasse M 1 : Anhang I Abschnitt 2.4.2 der Richtlinie 
97/27/EG. 

( h ) Die Masse des Fahrzeugführers und gegebenenfalls des Mitglieds des Fahrpersonals wird mit 75 kg veranschlagt (nach 
der ISO-Norm 2416-1992 entfallen davon 68 kg auf die Masse des Insassen und 7 kg auf die Masse des Gepäcks), der 
Kraftstoffbehälter ist zu 90 % und die anderen Flüssigkeiten enthaltenden Systeme (außer für Wasser genutzte 
Systeme) sind zu 100 % des vom Hersteller angegebenen Fassungsvermögens gefüllt. 

( q ) Bei Anhängern höchste nach Herstellerangaben zulässige Geschwindigkeit.

DE L 109/6 Amtsblatt der Europäischen Union 21.4.2012



TEIL 2 

MUSTER 

(größtes Format: A4 (210 × 297 mm)) 

EG-TYPGENEHMIGUNGSBOGEN 

Stempel der Typgenehmigungsbehörde 

Benachrichtigung über: 

— die Erteilung der EG-Typgenehmigung ( 1 ) 

— die Erweiterung der EG-Typgenehmigung ( 1 ) 

— die Versagung der EG-Typgenehmigung ( 1 ) 

— den Entzug der EG-Typgenehmigung ( 1 ) 

eines Fahrzeugtyps hinsichtlich der Notbremsassistenzsysteme (AEBS) 

betreffend die Verordnung (EU) Nr. 347/2012 der Kommission in der geänderten Fassung und in Übereinstimmung mit 
Genehmigungsstufe 1 ( 1 )/ Genehmigungsstufe 2 ( 1 ) 

EG-Typgenehmigungsnummer: _____________ 

Grund für die Erweiterung: 

ABSCHNITT I 

0.1. Fabrikmarke (Handelsmarke des Herstellers): 

0.2. Typ: 

0.2.1. Handelsname(n) (sofern vorhanden): 

0.3. Merkmale zur Typidentifizierung, sofern am Fahrzeug vorhanden ( 2 ): 

0.3.1. Stellen dieser Aufschrift: 

0.4. Fahrzeugklasse ( 3 ): 

0.5. Name und Anschrift des Herstellers: 

0.8. Name(n) und Anschrift(en) der Fertigungsstätte(n): 

0.9. Name und Anschrift des Bevollmächtigten des Herstellers: 

ABSCHNITT II 

1. Zusätzliche Angaben (soweit vorhanden): siehe Beiblatt 

2. Technischer Dienst, der die Prüfungen durchführt: 

3. Datum des Prüfberichts: 

4. Nummer des Prüfberichts: 

5. Bemerkungen (gegebenenfalls): siehe Beiblatt 

6. Ort: 

7. Datum: 

8. Unterschrift: 

Anlagen: Beschreibungsunterlagen 

Prüfbericht
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Beiblatt 

zum EG-Typgenehmigungsbogen Nr. … 

1. Zusätzliche Angaben 

1.1. Kurzbeschreibung des in das Fahrzeug eingebauten Notbremsassistenzsystems (AEBS): 

4. Prüfergebnisse nach Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 347/2012 

4.1. Merkmale zur Identifizierung und zum Nachbau der für die Prüfung benutzten Ziele 

4.2. Verzeichnis der positiven Aktionen, die zum Abbruch der Kollisionswarnphase führen 

4.3. Verzeichnis der positiven Aktionen, die zum Abbruch der Notbremsphase führen 

4.4. Beschreibung der Warnanzeige und der Reihenfolge, in der der Fahrzeugführer die Kollisionswarnsignale erhält 

4.5. Masse und Beladungszustand des Fahrzeugs bei der Prüfung 

4.6. Spezifische Merkmale, die die Identifzierung der Prüfziele ermöglichen 

4.7. Ergebnis der Warn- und Aktivierungsprüfung mit unbeweglichem Ziel 

4.8. Ergebnisse der Warn- und Aktivierungsprüfung mit beweglichem Ziel 

4.9. Ergebnisse der Störmeldungsprüfung 

4.10. Ergebnisse der Deaktivierungsprüfung (nur wenn das Fahrzeug mit einer Vorrichtung zur Deaktivierung des Not­
bremsassistenzsystems ausgestattet ist) 

4.11. Ergebnisse der Fehlreaktionsprüfung 

4.12. Der Fahrzeugtyp mit dem Notbremsassistenzsystem (AEBS) entspricht den Anforderungen der Genehmigungsstufe 
1 gemäß Anhang II Anlage 1 der Verordnung (EU) Nr. 347/2012: ja/nein ( 1 ) 

4.13. Der Fahrzeugtyp mit dem Notbremsassistenzsystem (AEBS) entspricht den Anforderungen der Genehmigungsstufe 
2 gemäß Anhang II Anlage 2 der Verordnung (EU) Nr. 347/2012: ja/nein ( 1 ) 

5. Bemerkungen (gegebenenfalls):
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ANHANG II 

Anforderungen und Prüfungen für die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der AEBS 

1. Anforderungen 

1.1. Allgemeine Anforderungen 

1.1.1. Alle unter den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallenden Fahrzeuge müssen hinsichtlich des eingebauten 
AEBS die Leistungsanforderungen gemäß Nummer 1.1 bis 1.6.2. dieses Anhangs erfüllen und mit einer Anti­
blockiervorrichtung entsprechend den Leistungsanforderungen in Anhang 13 der UN/ECE-Regelung Nr. 13 ( 1 ) 
ausgestattet sein. 

1.1.2. Die Wirksamkeit des AEBS darf durch magnetische oder elektrische Felder nicht beeinträchtigt werden. Dies ist 
anhand der Vorschriften der UN/ECE-Regelung Nr. 10 Änderungsserie 03 nachzuweisen. 

1.1.3. Die Übereinstimmung der komplexen elektronischen Fahrzeugsteuersysteme mit den Sicherheitsaspekten ist 
anhand der Vorschriften in Anhang III nachzuweisen. 

1.2. Vorschriften über die Bremswirkung 

1.2.1. Das System gibt dem Fahrzeugführer angemessene Warnsignale entsprechend den Nummern 1.2.1.1 bis 
1.2.1.3: 

1.2.1.1. Eine Kollisionswarnung, wenn das AEBS die Möglichkeit eines Zusammenstoßes mit einem vorausfahrenden 
Fahrzeug der Klasse M, N oder O, das auf demselben Fahrsteifen entweder mit geringerer Geschwindigkeit 
unterwegs ist, bis zum Stillstand abgebremst hat oder steht und nicht als beweglich identifiziert wurde, fest­
gestellt hat. Die Warnung muss den Vorgaben in Nummer 1.5.1 entsprechen; 

1.2.1.2. eine Fehlerwarnung bei einer Störung des AEBS, die die Erfüllung der Anforderungen dieses Anhangs ver­
hindert. Die Warnung muss den Vorgaben in Nummer 1.5.4 entsprechen; 

1.2.1.2.1 es darf zu keiner nennenswerten Zeitverzögerung zwischen den einzelnen Selbstprüfungen durch das AEBS 
kommen, und somit darf es auch keine nennenswerte Verzögerung beim Aufleuchten des Warnsignals geben, 
wenn es sich um eine elektrisch feststellbare Störung handelt; 

1.2.1.3. wenn das Fahrzeug mit einer Vorrichtung zur manuellen Deaktivierung des AEBS ausgestattet ist, muss eine 
Deaktivierungswarnung erfolgen, wenn das System deaktiviert wird. Diese muss Nummer 1.4.2 entsprechen; 

1.2.2. an die Warnung(en) nach Nummer 1.2.1.1 und vorbehaltlich der Bestimmungen der Nummern 1.3.1, 1.3.2 
und 1.3.3 muss sich eine Notbremsphase anschließen, deren Zweck die deutliche Verringerung der Geschwin­
digkeit des Prüffahrzeugs ist. Dies wird gemäß den Nummern 2.4 und 2.5 geprüft; 

1.2.3. das AEBS muss mindestens in einem Geschwindigkeitsbereich des Fahrzeugs, der von 15 km/h bis zur durch 
die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs reicht, und bei allen Beladungszuständen des 
Fahrzeugs aktiv sein, sofern es nicht gemäß Nummer 1.4 manuell deaktiviert wird; 

1.2.4. das AEBS muss so konzipiert sein, dass die Erzeugung von Kollisionswarnsignalen minimiert und autonomes 
Bremsen in Situationen, in denen der Fahrzeugführer einen bevorstehenden Frontalzusammenstoß nicht er­
kennen würde, vermieden wird. Dies muss gemäß Nummer 2.8 nachgewiesen werden. 

1.3. Abbruch durch den Fahrzeugführer 

1.3.1. Das AEBS kann dem Fahrzeugführer die Möglichkeit bieten, die Kollisionswarnphase abzubrechen. Wird ein 
Fahrzeugbremssystem jedoch benutzt, um eine haptische Warnung zu erzeugen, so muss das System dem 
Fahrzeugführer die Möglichkeit bieten, die Warnbremsung abzubrechen. 

1.3.2. Das AEBS muss dem Fahrzeugführer die Möglichkeit bieten, die Notbremsphase abzubrechen. 

1.3.3. In den in Nummer 1.3.1 und 1.3.2 genannten Fällen kann der Abbruch durch eine positive Aktion ausgelöst 
werden (z. B. Herunterschalten, Betätigen des Fahrtrichtungsanzeigers), um zu zeigen, dass der Fahrzeugführer 
die Gefahrensituation erkannt hat. Der Fahrzeughersteller muss dem Technischen Dienst zum Zeitpunkt der 
Typgenehmigung eine Liste dieser positiven Aktionen zur Verfügung stellen, und diese wird dem in Anhang I 
Teil 2 Abschnitt II genannten Prüfbericht beigefügt.
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1.4. Wenn ein Fahrzeug mit einer Vorrichtung zum Deaktivieren der AEBS-Funktion ausgestattet ist, gelten er­
forderlichenfalls folgende Bedingungen: 

1.4.1. Die AEBS-Funktion muss bei Beginn jedes neuen Zündzyklus automatisch wieder in Kraft gesetzt werden. 

1.4.2. Der Fahrzeugführer muss durch ein konstantes optisches Warnsignal darauf aufmerksam machen, dass die 
AEBS-Funktion deaktiviert wurde. Dazu kann das gelbe Warnsignal nach Nummer 1.5.4 verwendet werden. 

1.5. Warnanzeige 

1.5.1. Die in Nummer 1.2.1.1 genannte Kollisionswarnung muss in mindestens zwei der drei zur Wahl stehenden 
Modi akustisch, haptisch oder optisch erfolgen. 

Der Zeitpunkt der Warnsignale muss so gewählt sein, dass der Fahrzeugführer die Möglichkeit hat, auf das 
Kollisionsrisiko zu reagieren und die Situation in den Griff zu bekommen; er muss ferner verhindern, dass der 
Fahrzeugführer durch zu frühe oder zu häufige Warnungen gestört wird. Dies wird gemäß den Nummern 2.4.2 
und 2.5.2 geprüft. 

1.5.2. Eine Beschreibung der Warnanzeige und der Reihenfolge, in der der Fahrzeugführer die Kollisionswarnsignale 
erhält, muss vom Fahrzeughersteller zum Zeitpunkt der Typgenehmigung vorgelegt und in den Prüfbericht 
aufgenommen werden. 

1.5.3. Wird ein optisches Signal als Teil der Kollisionswarnung verwendet, so kann dieses das Blinken der Fehler­
warnanzeige nach Nummer 1.2.1.2 sein. 

1.5.4. Die Störungswarnung nach Nummer 1.2.1.2 muss ein konstantes gelbes optisches Warnsignal sein. 

1.5.5. Die einzelnen optischen Warnsignale des AEBS müssen aktiviert werden entweder, indem der Zündschalter 
(Anlassschalter) auf „ein“ gestellt wird oder indem der Zündschalter (Anlassschalter) auf eine Position zwischen 
„ein“ und „Start“ gestellt wird, die vom Hersteller als Prüfstellung gedacht ist (System starten (Zündung an)). 
Diese Anforderung gilt nicht, wenn Warnsignale in einem gemeinsamen Feld angeordnet sind. 

1.5.6. Die optischen Warnsignale müssen auch bei Tageslicht sichtbar sein; der Fahrzeugführer muss von seinem Sitz 
aus das einwandfreie Funktionieren der Signale leicht überprüfen können. 

1.5.7. Wenn der Fahrzeugführer über ein optisches Warnsignal verfügt, das ihm zeigt, dass das AEBS vorübergehend 
nicht verfügbar ist, etwa aufgrund ungünstiger Wetterbedingungen, so muss das Signal konstant und gelb sein. 
Das gelbe Fehlerwarnsignal nach Nummer 1.5.4 kann für diese Zwecke verwendet werden. 

1.6. Vorschriften für die regelmäßige technische Überprüfung 

1.6.1. Bei einer regelmäßigen technischen Überprüfung muss der korrekte Betriebszustand des AEBS nach Einschalten 
der Zündung und einer Überprüfung der Glühbirnen anhand einer sichtbaren Beobachtung des Fehlerwarn­
signals bestätigt werden können. 

Wenn die Fehlerwarnsignale in einem gemeinsamen Feld angeordnet sind, muss festgestellt werden, ob das 
gemeinsame Feld funktionsfähig ist, bevor der Status des Fehlerwarnsignals geprüft wird. 

1.6.2. Zum Zeitpunkt der Typgenehmigung sind die Vorkehrungen zum Schutz gegen eine einfache, unbefugte 
Veränderung des Betriebs des vom Hersteller gewählten Fehlerwarnsignals in einer vertraulichen Unterlage 
zu beschreiben. 

Diese Schutzvorschrift ist auch eingehalten, wenn eine zweite Möglichkeit zur Überprüfung des einwandfreien 
Funktionierens des AEBS zur Verfügung steht. 

2. Prüfverfahren 

2.1. Versuchsbedingungen 

2.1.1. Die Prüfungen sind auf einer Fahrbahn mit ebener, trockener und griffiger Beton- oder Asphaltoberfläche 
durchzuführen. 

2.1.2. Die Umgebungstemperatur muss zwischen 0 °C und 45 °C liegen. 

2.1.3. Die horizontale Sichtweite muss die Beobachtung des Ziele während der gesamten Prüfung ermöglichen. 

2.1.4. Die Prüfungen dürfen nur stattfinden, wenn die Ergebnisse nicht vom Wind beeinflusst werden.
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2.2. Fahrzeugbedingungen 

2.2.1. Prüfgewicht 

Das Fahrzeug muss in einem zwischen dem Hersteller und dem Technischen Dienst zu vereinbarenden 
Beladungszustand geprüft werden. Nach Beginn des Prüfverfahrens dürfen keine Änderungen vorgenommen 
werden. 

2.3. Prüfziele 

2.3.1. Das für die Prüfungen verwendete Ziel muss ein regulärer, in hoher Stückzahl in Serienproduktion hergestellter 
Personenkraftwagen der Klasse M1 AA Limousine sein; alternativ kann es sich auch um ein „weiches Ziel“ 
handeln, das einem solchen Fahrzeug hinsichtlich seiner Identifikationsmerkmale in Bezug auf das zu prüfende 
AEBS entspricht ( 1 ). 

2.3.2. Merkmale, anhand derer das (die) Ziel(e) genau identifiziert und nachgebaut werden können, müssen in den 
Typgenehmigungsunterlagen für das Fahrzeug gemäß Nummer 4.6 des Beiblatts zu Anhang I Teil 2 Abschnitt 
II verzeichnet werden. 

2.4. Warn- und Aktivierungsprüfung mit unbeweglichem Ziel 

2.4.1. Das Prüffahrzeug muss vor dem funktionellen Teil der Prüfung mindestens zwei Sekunden lang in gerader Linie 
auf das unbewegliche Ziel zufahren, wobei das Prüffahrzeug nicht mehr als 0,5 m von der Mittellinie des Ziels 
abweichen darf. 

Der funktionelle Teil der Prüfung beginnt, wenn das Prüffahrzeug eine Geschwindigkeit von 80 ± 2 km/h 
erreicht hat und mindestens 120 m vom Ziel entfernt ist. 

Vom Beginn des funktionellen Teils bis zum Punkt des Zusammenstoßes darf der Fahrzeugführer keine 
Änderungen an den Betätigungseinrichtungen des Prüffahrzeugs vornehmen, außer leichten Anpassungen an 
der Lenkeinrichtung, um einem Abweichen des Prüffahrzeugs entgegenzuwirken. 

2.4.2. Der Zeitpunkt für den Einsatz der Kollisionswarnmodi nach Nummer 1.5.1 muss Folgendem entsprechen: 

2.4.2.1 Mindestens ein haptischer oder akustischer Warnmodus muss spätestens bei den an folgender Stelle genannten 
Werten einsetzen: 

Für Genehmigungsstufe 1: Spalte B der Tabelle in Anlage 1 

Für Genehmigungsstufe 2: Spalte B der Tabelle in Anlage 2 

Diese Werte müssen vor dem Beginn der Notbremsphase erreicht werden. 

2.4.2.2. Mindestens zwei Warnmodi müssen spätestens bei den an folgender Stelle genannten Werten einsetzen: 

Für Genehmigungsstufe 1: Spalte C der Tabelle in Anlage 1 

Für Genehmigungsstufe 2: Spalte C der Tabelle in Anlage 2 

Diese Werte müssen vor dem Beginn der Notbremsphase erreicht werden. 

2.4.2.3. Etwaige Geschwindigkeitsreduzierungen während der Warnphase dürfen 15 km/h oder 30 % der gesamten 
Geschwindigkeitsreduzierung des Prüffahrzeugs nicht übersteigen; es muss der höhere Wert herangezogen 
werden. 

2.4.3. Auf die Kollisionswarnphase muss die Notbremsphase folgen. 

2.4.4. Die Notbremsphase darf nicht vor einer TTC (Zeit bis zum Zusammenstoß) von 3,0 Sekunden oder weniger 
beginnen. 

Die Übereinstimmung wird nach Vereinbarung zwischen dem Technischen Dienst und dem Fahrzeughersteller 
entweder durch tatsächliche Messungen während der Prüfung oder anhand von Unterlagen, die der Fahrzeug­
hersteller bereitstellt, nachgewiesen. 

2.4.5. Die Gesamtverringerung der Geschwindigkeit des Prüffahrzeugs zum Zeitpunkt des Zusammenstoßes mit dem 
unbeweglichen Ziel darf nicht geringer sein als der Wert, der angegeben ist in: 

Für Genehmigungsstufe 1: Spalte D der Tabelle in Anlage 1 

Für Genehmigungsstufe 2: Spalte D der Tabelle in Anlage 2 

2.5. Warn- und Aktivierungsprüfung mit beweglichem Ziel
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2.5.1. Das Prüffahrzeug und das bewegliche Ziel müssen vor dem funktionellen Teil der Prüfung mindestens zwei 
Sekunden lang in gerader Linie in gleicher Richtung fahren, wobei das Prüffahrzeug nicht mehr als 0,5 m von 
der Mittellinie des Ziels abweichen darf. 

Der funktionelle Teil der Prüfung beginnt, wenn das Prüffahrzeug eine Geschwindigkeit von 80 ± 2 km/h 
erreicht hat und das bewegliche Ziel eine Geschwindigkeit hat, die festgelegt ist in: 

Für Genehmigungsstufe 1: Spalte H der Tabelle in Anlage 1 

Für Genehmigungsstufe 2: Spalte H der Tabelle in Anlage 2 

Der Abstand zwischen dem Prüffahrzeug und dem beweglichen Ziel muss mindestens 120 m betragen. 

Vom Beginn des funktionellen Teils der Prüfung an bis das Prüffahrzeug eine Geschwindigkeit erreicht, die der 
des Ziels entspricht, darf der Fahrzeugführer keine Änderungen an den Betätigungseinrichtungen des Prüffahr­
zeugs vornehmen, ausgenommen leichte Anpassungen an der Lenkreinrichtung, um einem Abweichen des 
Prüffahrzeugs entgegenzuwirken. 

2.5.2. Der Zeitpunkt für die Kollisionswarnmodi nach Nummer 1.5.1 muss Folgendem entsprechen: 

2.5.2.1. Mindestens ein haptischer oder akustischer Warnmodus muss spätestens bei den an folgender Stelle genannten 
Werten einsetzen: 

Für Genehmigungsstufe 1: Spalte E der Tabelle in Anlage 1 

Für Genehmigungsstufe 2: Spalte E der Tabelle in Anlage 2 

Diese Werte müssen vor dem Beginn der Notbremsphase erreicht werden. 

2.5.2.2. Mindestens zwei Warnmodi müssen spätestens bei dem an folgender Stelle genannten Wert einsetzen: 

Für Genehmigungsstufe 1: Spalte F der Tabelle in Anlage 1 

Für Genehmigungsstufe 2: Spalte F der Tabelle in Anlage 2 

Diese Werte müssen vor dem Beginn der Notbremsphase erreicht werden. 

2.5.2.3. Etwaige Geschwindigkeitsreduzierungen während der Warnphase dürfen 15 km/h oder 30 % der gesamten 
Geschwindigkeitsreduzierung des Prüffahrzeugs nicht übersteigen; es muss der höhere Wert herangezogen 
werden. 

2.5.3. Auf die Kollisionswarnphase muss die Notbremsphase folgen, die dazu führen muss, dass das Prüffahrzeug 
nicht mit dem beweglichen Ziel zusammenstößt. 

2.5.4. Die Notbremsphase darf nicht vor einer TTC (Zeit bis zum Zusammenstoß) von 3,0 Sekunden oder weniger 
beginnen. 

Die Übereinstimmung wird nach Vereinbarung zwischen dem Technischen Dienst und dem Fahrzeughersteller 
entweder durch tatsächliche Messungen während der Prüfung oder anhand von Unterlagen, die der Fahrzeug­
hersteller bereitstellt, nachgewiesen. 

2.6. Störmeldungsprüfung 

2.6.1. Simulation einer elektrischen Störung, z. B. durch Abschalten der Stromversorgung einer AEBS-Komponente 
oder Abschalten einer elektrischen Verbindung zwischen AEBS-Komponenten. Bei der Simulation einer AEBS- 
Störung dürfen weder die elektrischen Verbindungen für das Warnsignal für den Fahrzeugführer nach Nummer 
1.5.4 noch die optionale manuelle Deaktivierungssteuerung des AEBS nach Nummer 1.4 abgeschaltet werden. 

2.6.2. Das Störungswarnsignal nach Nummer 1.5.4 muss aktiviert werden und höchstens 10 Sekunden, nachdem das 
Fahrzeug mit einer Geschwindigkeit von mehr als 15 km/h gefahren worden ist, aktiviert bleiben und unmittel­
bar nach einem anschließenden Ausschalten und Einschalten der Zündung reaktiviert werden, wobei das 
Fahrzeug steht, solange die simulierte Störung existiert. 

2.7. Deaktivierungsprüfung 

2.7.1. Bei Fahrzeugen mit der Möglichkeit, das AEBS zu deaktivieren, muss der Zündschalter (Anlassschalter) auf „ein“ 
gestellt und das AEBS deaktiviert werden. Das Warnsignal nach Nummer 1.4.2 muss aktiviert sein. Den 
Zündschalter (Anlassschalter) auf „aus“ stellen. Dann den Zündschalter (Anlassschalter) wieder auf „ein“ stellen 
und sicherstellen, dass das zuvor aktivierte Warnsignal nicht reaktiviert wird; dadurch wird angezeigt, dass das 
AEBS gemäß Nummer 1.4.1 wieder in Kraft gesetzt worden ist. Wird die Zündung mittels eines „Schlüssels“ 
aktiviert, so muss diese Anforderung ohne Entfernen des Schlüssels erfüllt werden.
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2.8. Fehlreaktionsprüfung 

2.8.1. Zwei stehende Fahrzeuge der Klasse M 1 AA Limousine werden wie folgt aufgestellt: 

a) in dieselbe Fahrtrichtung wie das Prüffahrzeug zeigend, 

b) mit einem Abstand zwischen den beiden Fahrzeugen von 4,5 m ( 1 ), 

c) die Hecks der Fahrzeuge stehen auf einer Linie. 

2.8.2. Das Prüffahrzeug fährt auf einer Strecke von mindestens 60 m bei einer konstanten Geschwindigkeit von 50 ± 
2 km/h in der Mitte zwischen den beiden stehenden Fahrzeugen durch. 

Während der Prüfung darf keine Änderung an den Betätigungseinrichtungen des Prüffahrzeugs vorgenommen 
werden, ausgenommen leichte Anpassungen an der Lenkeinrichtung, um einem Abweichen des Prüffahrzeugs 
entgegenzuwirken. 

2.8.3. Das AEBS darf keine Kollisionswarnung abgeben und die Notbremsphase nicht einleiten.
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( 1 ) Der jeweilige Bezugspunkt der beiden stehenden Fahrzeuge zur Ermittlung des Abstands zwischen ihnen wird gemäß ISO 612-1978 
bestimmt.



Anlage 1 

Genehmigungsstufe 1: Anforderungen für die Warn- und Aktivierungsprüfung — Werte für Bestehen/ 
Nichtbestehen 

A B C D E F G H 

Fahrzeugklasse 

Unbewegliches Ziel Bewegliches Ziel 

Zeitpunkt der Warnmodi 
Verringerung der 
Geschwindigkeit 

des Prüffahrzeugs 

Zeitpunkt der Warnmodi 
Verringerung der 
Geschwindigkeit 

des Prüffahrzeugs 
ZielgeschwindigkeitMindestens 1, 

haptisch oder 
akustisch 

Mindestens 2 
Mindestens 1, 
haptisch oder 

akustisch 
Mindestens 2 

(s. Nummer 2.4.2.1) (s. Nummer 2.4.2.2) (s. Nummer 2.4.5) (s. Nummer 2.5.2.1) (s. Nummer 2.5.2.2) (s. Nummer 2.5.3) (s. Nummer 2.5.1) 

M 3 , N 3 und 
N 2 > 8 t 
(ausgestattet mit 
pneumatischen 
oder druckluft- 
hydraulischen 
Bremssystemen 
und mit 
Hinterachsauf- 
hängungssystemen 
mit Luftfederung) 

Spätestens 1,4 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Spätestens 0,8 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Mindestens 
10 km/h 

Spätestens 1,4 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Spätestens 0,8 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Prüffahrzeug 
darf nicht mit 
dem 
beweglichen 
Ziel 
zusammen- 
stoßen 

32 ± 2 km/h 

Anlage 2 

Genehmigungsstufe 2: Anforderungen für die Warn- und Aktivierungsprüfung — Werte für Bestehen/ 
Nichtbestehen 

A B C D E F G H 

Fahrzeugklasse 

Unbewegliches Ziel Bewegliches Ziel 

Zeitpunkt der Warnmodi 
Verringerung der 
Geschwindigkeit 

des Prüffahrzeugs 

Zeitpunkt der Warnmodi 
Verringerung der 

Geschwindigkeit des 
Prüffahrzeugs 

ZielgeschwindigkeitMindestens 1, 
haptisch oder 

akustisch 
Mindestens 2 

Mindestens 1, 
haptisch oder 

akustisch 
Mindestens 2 

(s. Nummer 2.4.2.1) (s. Nummer 2.4.2.2) (s. Nummer 2.4.5) (s. Nummer 2.5.2.1) (s. Nummer 2.5.2.2) (s. Nummer 2.5.3) (s. Nummer 2.5.1) 

M 3 , N 3 und 
N 2 > 8 t ( 1 ) 

Spätestens 1,4 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Spätestens 0,8 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Mindestens 
20 km/h 

Spätestens 1,4 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Spätestens 0,8 
Sekunden vor 
dem Beginn der 
Notbremsphase 

Prüffahrzeug darf 
nicht mit dem 
beweglichen Ziel 
zusammenstoßen 

12 ± 2 km/h 

N 2 ≤ 8 t und 
M 2 ( 2 ) 

( 3 ) ( 3 ) ( 3 ) ( 3 ) ( 3 ) ( 3 ) ( 3 ) 

( 1 ) Fahrzeuge der Klasse M 3 mit hydraulischen Bremssystemen unterliegen den Anforderungen nach Zeile 2. 
( 2 ) Fahrzeuge mit pneumatischen Bremssystemen unterliegen den Anforderungen nach Zeile 1. 
( 3 ) Die Werte sind gemäß Artikel 5 festzulegen.

DE L 109/14 Amtsblatt der Europäischen Union 21.4.2012



ANHANG III 

Spezielle Vorschriften für die Sicherheitsaspekte komplexer elektronischer Fahrzeugsteuersysteme 

1. Allgemeines 

In diesem Anhang sind die speziellen Vorschriften für die Dokumentation, die Fehlerstrategie und die Verifikation 
hinsichtlich der Sicherheitsaspekte komplexer elektronischer Fahrzeugsteuersysteme für die Zwecke dieser Ver­
ordnung festgelegt. 

Dieser Anhang kann auch für sicherheitsbezogene Funktionen verwendet werden, die durch (ein) elektronische(s) 
System(e) gesteuert werden. 

In diesem Anhang sind nicht die Wirkungskriterien für komplexe elektronische Fahrzeugsteuersysteme festgelegt, 
sondern es werden die Vorgehensweise bei der Systementwicklung und die Angaben behandelt, die dem Tech­
nischen Dienst im Hinblick auf die Typgenehmigung zu übermitteln sind. 

Aus diesen Angaben muss hervorgehen, dass bei einem komplexen elektronischen Fahrzeugkontrollsystem unter 
normalen und Störungsbedingungen alle zutreffenden Vorschriften über die Bremswirkung eingehalten sind, die 
in dieser Regelung aufgeführt sind. 

2. Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

2.1. „Sicherheitskonzept“ ist eine Beschreibung der Kennwerte, die in das System (z. B. in die elektronischen Bau­
einheiten) integriert sind, um die Zuverlässigkeit und damit den sicheren Betrieb auch bei einem elektrischen 
Ausfall zu gewährleisten. 

Die Möglichkeit des Rückfalls auf ein Teilsystem oder sogar ein Backup-System bei wichtigen Fahrzeugfunktionen 
kann Teil des Sicherheitskonzepts sein. 

2.2. „Elektronisches Steuersystem“ ist eine Kombination von Baueinheiten, die bei der genannten Fahrzeugsteuerfunk­
tion mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung zusammenwirken sollen. 

Diese Systeme, die oft durch Software gesteuert sind, bestehen aus diskreten Funktionsbauteilen, wie Sensoren, 
elektronischen Steuergeräten und Stellgliedern, und sind durch Übertragungsverbindungen miteinander verbun­
den. Sie können mechanische, elektropneumatische oder elektrohydraulische Bauelemente umfassen. 

2.3. „Komplexe elektronische Fahrzeugsteuersysteme“ sind elektronische Steuersysteme mit einer Steuerungshierarchie, 
bei der eine gesteuerte Funktion durch ein übergeordnetes elektronisches Steuersystem/eine übergeordnete elek­
tronische Steuerfunktion überschrieben werden kann. 

2.4. „Übergeordnete Steuersysteme/-funktionen“ sind Systeme bzw. Funktionen, bei denen mit zusätzlichen Verarbei­
tungs- und/oder Abtastvorgängen das Fahrzeugverhalten durch Veränderungen bei der normalen Funktion (den 
normalen Funktionen) des Fahrzeugsteuersystems verändert wird. 

Dadurch können komplexe Systeme ihre Zielgrößen automatisch verändern, wobei die Priorität von den abge­
tasteten Größen abhängt. 

2.5. „Baueinheiten“ sind die kleinsten Teile von Systembestandteilen, die in diesem Anhang behandelt werden: Diese 
Kombinationen von Bauteilen werden bei der Kennzeichnung, der Auswertung oder dem Austausch als einzelne 
Einheiten betrachtet werden. 

2.6. „Übertragungsverbindungen“ sind die Mittel, mit denen verteilte Einheiten für die Übertragung von Signalen, 
Betriebsdaten oder Energie miteinander verbunden werden. 

Dabei handelt es sich im Allgemeinen um eine elektrische Anlage, in einigen Teilen kann sie aber auch mecha­
nisch, pneumatisch, hydraulisch oder lichtleitend sein. 

2.7. „Steuerungsbereich“ ist der Bereich, in dem das System die Steuerung für eine bestimmte Ausgangsgröße sicher­
stellen sollte. 

2.8. „Systemgrenzen“ sind die Grenzen der externen physikalischen Faktoren, in denen das System die Steuerung 
aufrechterhalten kann. 

3. Unterlagen 

3.1. Anforderungen 

Der Hersteller muss ein Dokumentationspaket zur Verfügung stellen, das Angaben über die Grundkonstruktion 
des komplexen elektronischen Fahrzeugkontrollsystem, für das die Typgenehmigung gilt (nachfolgend „System“ 
genannt) und die Mittel zur Verbindung mit anderen Fahrzeugsystemen oder zur direkten Steuerung von Aus­
gangsgrößen enthält. 

Die Funktion(en) des „Systems“ und das Sicherheitskonzept müssen darin nach den Festlegungen des Herstellers 
erläutert sein. 

Die Dokumentation muss kurz und knapp sein, jedoch ausreichen, um nachzuweisen, dass bei der Entwicklung 
des Systems mit dem erforderlichen Expertenwissen aus allen betreffenden Systembereichen vorgegangen wurde.
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Für Zwecke der periodischen technischen Überwachung ist anzugeben, wie geprüft werden kann, ob das „Sys­
tem“ im funktionsfähigen Zustand ist. 

3.1.1. Die Dokumentation muss folgende zwei Teile umfassen: 

a) Das formale Dokumentationspaket für die Genehmigung mit den in Abschnitt 3 genannten Angaben (außer 
den Angaben nach Nummer 3.4.4), das dem Technischen Dienst vorzulegen ist, wenn der Antrag auf 
Erteilung der Typgenehmigung gestellt wird. Es dient als Grundlage für die Verifikation nach Nummer 4 
dieses Anhangs; 

b) zusätzliches Material und Analysedaten nach Nummer 3.4.4, die vom Hersteller aufzubewahren, aber zum 
Zeitpunkt der Typgenehmigung zwecks Prüfung offen zu legen sind. 

3.2. Beschreibung der Funktionen des „Systems“ 

Es ist eine Beschreibung mit einer einfachen Erläuterung aller Steuerfunktionen des „Systems“ und der zur 
Erreichung der Zielgrößen angewandten Verfahren, einschließlich einer Beschreibung des Steuerungsmechanismus 
(der Steuerungsmechanismen), vorzulegen. 

3.2.1. Es ist eine Liste aller Eingangsgrößen und abgetasteten Größen mit Angabe des Betriebsbereichs vorzulegen. 

3.2.2. Es ist eine Liste aller vom „System“ gesteuerten Ausgangsgrößen vorzulegen und jeweils anzugeben, ob die 
Steuerung direkt oder über ein anderes Fahrzeugsystem erfolgt. Der Steuerungsbereich ist für jede dieser Größen 
anzugeben. 

3.2.3. Die Systemgrenzen sind anzugeben, wenn sie für die Wirkung des Systems relevant sind. 

3.3. Systemplan und Schaltbilder 

3.3.1. Liste der Bauteile 

Es ist eine Liste vorzulegen, in der alle Baueinheiten des „Systems“ zusammengestellt und die anderen Fahrzeug­
systeme aufgeführt sind, die für die betreffende Steuerfunktion erforderlich sind. 

Es ist eine Umrisszeichnung vorzulegen, aus der hervorgeht, wie diese Baueinheiten kombiniert sind, außerdem 
müssen sowohl die räumliche Verteilung der Bauteile als auch die Verbindungen deutlich zu erkennen sein. 

3.3.2. Funktionen der Baueinheiten 

Die Funktion jeder Baueinheit des „Systems“ ist darzustellen, und die Signale, die sie mit anderen Baueinheiten 
oder anderen Fahrzeugsystemen verbinden, sind anzugeben. Dazu kann ein beschriftetes Blockschaltbild, ein 
anderes Schaltbild oder eine Beschreibung mit Schaltbild verwendet werden. 

3.3.3. Verbindungen 

Verbindungen innerhalb des „Systems“ sind wie folgt darzustellen: elektrische Übertragungsverbindungen in 
einem Schaltbild, optische Übertragungseinrichtungen in einem faseroptischen Schaltplan, pneumatische oder 
hydraulische Übertragungseinrichtungen in einem Rohrleitungsplan und mechanische Verbindungen in einer 
vereinfachten schematischen Darstellung. 

3.3.4. Signalfluss und Prioritäten 

Zwischen diesen Übertragungsverbindungen und den zwischen den Baueinheiten übermittelten Signalen muss 
eine deutliche Entsprechung bestehen. 

Die Prioritäten von Signalen auf Multiplexdatenbussen sind immer dann anzugeben, wenn sie bei der Anwen­
dung dieser Regelung einen Einfluss auf die Wirkung oder die Sicherheit haben können. 

3.3.5. Kennzeichnung von Baueinheiten 

Jede Baueinheit muss deutlich und eindeutig gekennzeichnet sein (z. B. durch Beschriftung bei Hardware und 
Kennzeichnung oder einen Softwarecode bei Software), damit die Entsprechung zwischen der Hardware und der 
Dokumentation überprüft werden kann. 

Sind Funktionen innerhalb einer einzelnen Baueinheit oder innerhalb eines einzelnen Computers kombiniert, 
aber im Blockschaltbild der Deutlichkeit und der Einfachheit halber in Mehrfachblöcken dargestellt, dann braucht 
nur ein einziges Hardware-Kennzeichen verwendet zu werden. 

Der Hersteller muss unter Angabe dieses Kennzeichens bestätigen, dass das gelieferte Gerät den Unterlagen 
entspricht. 

3.3.5.1. Das Kennzeichen steht für eine bestimmte Hardware- und Softwareversion, und wenn die letztgenannte so 
geändert wird, dass sich dadurch auch die in dieser Regelung definierte Funktion der Baueinheit verändert, 
muss dieses Kennzeichen ebenfalls geändert werden. 

3.4. Sicherheitskonzept des Herstellers
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3.4.1. Der Hersteller muss bestätigen, dass die zur Erreichung der Zielgrößen des „Systems“ gewählte Strategie im 
fehlerfreien Zustand den sicheren Betrieb von Systemen, für die die Vorschriften dieser Regelung gelten, nicht 
beeinträchtigt. 

3.4.2. In Bezug auf die bei dem „System“ verwendete Software ist die Grundarchitektur zu erläutern, und die bei der 
Entwicklung angewandten Verfahren und Hilfsmittel sind anzugeben. Der Hersteller muss darauf vorbereitet sein, 
dass er gegebenenfalls nachweisen muss, wie bei der Entwicklung vorgegangen wurde, um die Systemlogik 
umzusetzen. 

3.4.3. Der Hersteller muss dem Technischen Dienst eine Beschreibung der Konzepte vorlegen, die bei der Entwicklung 
des „Systems“ vorgesehen wurden, um den sicheren Betrieb im Fehlerfall zu gewährleisten. Bei einem Fehlerfall 
im „System“ können zum Beispiel folgende Konzepte genutzt werden: 

a) Rückfall auf ein Teilsystem, 

b) Übergang auf ein getrenntes Backup-System, 

c) Wegschalten der übergeordneten Funktion. 

Im Fehlerfall wird der Fahrzeugführer z. B. durch ein Warnsignal oder durch eine Nachrichtenanzeige gewarnt. 
Wenn das System nicht vom Fahrzeugführer dadurch deaktiviert worden ist, dass z. B. der Zündschalter (Anlass­
schalter) in die Aus-Stellung gebracht oder die betreffende Funktion ausgeschaltet wurde, wenn dafür ein be­
sonderer Schalter vorhanden ist, muss die Warnung erfolgen, solange der Fehlerzustand anhält. 

3.4.3.1. Wird bei dem gewählten Konzept bei bestimmten Fehlerzuständen der Rückfall auf ein Teilsystem ausgewählt, 
sind diese Zustände und die daraus resultierenden Funktionseinschränkungen anzugeben. 

3.4.3.2. Wird bei dem gewählten Konzept ein zweites Werkzeug (Backup-Werkzeug) zur Erreichung der Zielgrößen des 
Fahrzeugsteuersystems ausgewählt, sind die Prinzipien des Übergangsmechanismus, die Logik, die Redundanz 
und alle vorgesehenen Backup-Überwachungsmerkmale darzustellen und die daraus resultierenden Funktions­
einschränkungen anzugeben. 

3.4.3.3. Wenn bei dem gewählten Konzept das Wegschalten der übergeordneten Funktion ausgewählt wird, müssen alle 
entsprechenden Ausgangssteuersignale, die mit dieser Funktion zusammenhängen, gesperrt werden, damit das 
Ausmaß der vorübergehenden Störung begrenzt wird. 

3.4.4. Die Dokumentation muss durch eine Analyse ergänzt werden, in der in allgemeinen Worten dargestellt ist, wie 
das System sich beim Auftreten eines der definierten Fehler verhält, die eine Auswirkung auf die Fahrzeug­
steuerung oder die Fahrzeugsicherheit haben. 

Dazu können die Ergebnisse einer Fehler-Möglichkeits- und -Einfluss-Analyse (FMEA), einer Fehlerbaumanalyse 
(FTA) oder eines vergleichbaren, zur Untersuchung von Sicherheitsaspekten geeigneten Analyseverfahrens dar­
gestellt werden. 

Die gewählten analytischen Ansätze sind vom Hersteller festzulegen und zu aktualisieren und zum Zeitpunkt der 
Typgenehmigung zur Prüfung durch den Technischen Dienst offenzulegen. 

3.4.4.1. In dieser Dokumentation sind die überwachten Parameter aufzulisten, und für jeden Fehlerzustand nach Nummer 
3.4.4 ist das Warnsignal anzugeben, das dem Fahrzeugführer und/oder Wartungspersonal/Prüfer zu geben ist. 

4. Verifikation und Prüfung 

4.1. Die Arbeitsweise des „Systems“, die in der Dokumentation nach Nummer 3 dargestellt ist, wird wie folgt geprüft: 

4.1.1. Verifikation der Arbeitsweise des „Systems“ 

Zum Nachweis der normalen Betriebswerte ist die Verifikation der Leistungsfähigkeit des Fahrzeugsystems in 
fehlerfreiem Zustand anhand der Grundspezifikation der Vergleichspunkte des Herstellers durchzuführen, sofern 
dies nicht im Rahmen einer vorgeschriebenen Leistungsprüfung als Teil des Genehmigungsverfahrens nach dieser 
oder einer anderen Regelung erfolgt. 

4.1.2. Verifikation des Sicherheitskonzepts nach Nummer 3.4 

Die Reaktion des „Systems“ ist nach Ermessen der Genehmigungsbehörde unter dem Einfluss einer Störung in 
jeder einzelnen Baueinheit zu prüfen, indem entsprechende Ausgangssignale an elektrische Baueinheiten oder 
mechanische Teile übertragen werden, um die Auswirkungen interner Fehler innerhalb der Baueinheit zu simu­
lieren. 

Die Ergebnisse der Verifikation müssen mit der dokumentierten Zusammenfassung der Fehleranalyse überein­
stimmen, so dass auf Grund der Gesamtwirkung das Sicherheitskonzept und die Ausführung als ausreichend 
bestätigt werden können.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 348/2012 DER KOMMISSION 

vom 20. April 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. April 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 47,3 
TN 124,7 
TR 108,1 
ZZ 93,4 

0707 00 05 TR 139,2 
ZZ 139,2 

0709 93 10 MA 91,2 
TR 108,3 
ZZ 99,8 

0805 10 20 EG 47,8 
IL 72,9 

MA 41,2 
TN 54,8 
TR 50,5 
ZZ 53,4 

0805 50 10 TR 58,3 
ZZ 58,3 

0808 10 80 AR 88,4 
BR 83,6 
CA 152,1 
CL 99,1 
CN 117,9 
MK 29,3 
NZ 122,4 
US 164,3 
UY 72,9 
ZA 85,3 
ZZ 101,5 

0808 30 90 AR 109,5 
CL 133,3 
CN 65,6 
US 107,0 
ZA 125,0 
ZZ 108,1 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 26. März 2012 

zur Änderung der Entscheidung 98/213/EG über das Verfahren zur Bescheinigung der Konformität 
von Bauprodukten gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Richtlinie 89/106/EWG des Rates betreffend 

Bausätze für Trennwände 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 1866) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/201/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. De­
zember 1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 13 Absatz 4, 

nach Anhörung des Ständigen Ausschusses für das Bauwesen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Entscheidung 98/213/EG der Kommission ( 2 ) nennt 
nur solche Produkte, die in europäischen technischen 
Zulassungen definiert sind, wobei für einige dieser Pro­
dukte unter Umständen auch harmonisierte europäische 
Normen gelten. 

(2) Das Europäische Komitee für Normung (EKN) bereitet 
derzeit harmonisierte europäischen Normen für be­
stimmte in der Entscheidung 98/213/EG genannte Pro­
dukte vor. 

(3) Die Entscheidung 98/213/EG sollte daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Entscheidung 98/213/EG wird wie folgt geändert: 

1. Folgender Artikel 3a wird eingefügt: 

„Artikel 3a 

Das Konformitätsbescheinigungsverfahren nach Anhang IV 
wird in den Aufträgen zur Erarbeitung von harmonisierten 
europäischen Normen angegeben.“ 

2. Der Text im Anhang des vorliegenden Beschlusses wird als 
Anhang IV angefügt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 26. März 2012. 

Für die Kommission 

Antonio TAJANI 
Vizepräsident
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ANHANG 

„ANHANG IV 

PRODUKTFAMILIE 

BAUSÄTZE FÜR GIPSPLATTENTRENNWÄNDE (1/2) 

Systeme der Konformitätsbescheinigung 

Für das (die) unten angegebene(n) Produkt(e) und seinen (ihre) Verwendungszweck(e) wird das Europäische Komitee für 
Normung (EKN) ersucht, in den betreffenden harmonisierten europäischen Normen das folgende System der Konfor­
mitätsbescheinigung anzugeben: 

Produkt Verwendungszweck Stufe oder Klasse System der Konformitäts­
bescheinigung 

Bausätze/Systeme für Gipsplat­
tentrennwände 

Für alle Verwendungszwecke, 
die nicht den Vorschriften für 
das Brandverhalten unterliegen 

jede 3 

System 3: Siehe Anhang III Nummer 2 Ziffer ii Möglichkeit 2 der Richtlinie 89/106/EWG. 

Das System muss derart ausgestaltet werden, dass es auch da eingeführt werden kann, wo es nicht notwendig ist, für ein 
bestimmtes Produktmerkmal eine Leistung nachzuweisen, da wenigstens ein Mitgliedstaat für dieses Produktmerkmal 
keine gesetzlichen Anforderungen stellt (siehe Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 89/106/EWG und gegebenenfalls Nummer 
1.2.3 der Grundlagendokumente). In diesen Fällen darf dem Hersteller die Nachprüfung eines solchen Produktmerkmals 
nicht auferlegt werden, wenn er nicht wünscht, über diese Produktleistung eine Erklärung abzugeben. 

PRODUKTFAMILIE 

BAUSÄTZE FÜR GIPSPLATTENTRENNWÄNDE (2/2) 

Systeme der Konformitätsbescheinigung 

Für das (die) unten angegebene(n) Produkt(e) und seinen (ihre) Verwendungszweck(e) wird das EKN ersucht, in der 
relevanten harmonisierten europäischen Norm das (die) folgende(n) System(e) der Konformitätsbescheinigung anzugeben: 

Erzeugnis(se) Verwendungszweck Stufe oder Klasse 
(Brandverhalten) 

System der Konformitäts­
bescheinigung 

Bausätze/Systeme für Gipsplat­
tentrennwände 

Verwendungszwecke, die den 
Vorschriften für das Brandver­
halten unterliegen 

A1 (*), A2 (*), B (*), C (*) 1 

A1 (**), A2 (**), B (**), 
C (**), D, E 

3 

(A1 to E) (***), F 4 

System 1: Siehe Anhang III Nummer 2 Ziffer i der Richtlinie 89/106/EWG, ohne Stichprobenprüfung. 
System 3: Siehe Anhang III Nummer 2 Ziffer ii Möglichkeit 2 der Richtlinie 89/106/EWG. 
System 4: Siehe Anhang III Nummer 2 Ziffer ii Möglichkeit 3 der Richtlinie 89/106/EWG. 

(*) Produkte oder Materialien, die bei ihrer Herstellung eine genau bestimmte Behandlung erfahren, die zu einer besseren Einstufung ihres 
Brandverhaltens führt (z. B. Zusatz eines Flammschutzmittels oder Begrenzung des Gehalts an organischen Stoffen). 

(**) Produkte oder Materialien, auf welche die Fußnote (*) nicht zutrifft.. 
(***) Produkte oder Materialien, bei denen eine Prüfung des Brandverhaltens nicht erforderlich ist (zum Beispiel Produkte oder Materialien 

der Klasse A1 gemäß der Entscheidung 96/603/EG der Kommission (ABl. L 267 vom 19.10.1996, S. 23)). 

Das System muss derart ausgestaltet werden, dass es auch da eingeführt werden kann, wo es nicht notwendig ist, für ein 
bestimmtes Produktmerkmal eine Leistung nachzuweisen, da wenigstens ein Mitgliedstaat für dieses Produktmerkmal 
keine gesetzlichen Anforderungen stellt (siehe Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 89/106/EWG und gegebenenfalls Nummer 
1.2.3 der Grundlagendokumente). In diesen Fällen darf dem Hersteller die Nachprüfung eines solchen Produktmerkmals 
nicht auferlegt werden, wenn er nicht wünscht, über diese Produktleistung eine Erklärung abzugeben.“
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 29. März 2012 

zur Änderung der Entscheidung 1999/94/EG über das Verfahren zur Bescheinigung der Konformität 
von Bauprodukten gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Richtlinie 89/106/EWG des Rates betreffend 

vorgefertigten Normal-, Leicht- oder Porenbeton 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 1977) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/202/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. De­
zember 1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 13 Absatz 4 Buchstabe a, 

nach Anhörung des Ständigen Ausschusses für das Bauwesen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 25. Januar 1999 hat die Kommission die Entschei­
dung 1999/94/EG über das Verfahren zur Bescheinigung 
der Konformität von Bauprodukten gemäß Artikel 20 
Absatz 2 der Richtlinie 89/106/EWG des Rates betref­
fend vorgefertigten Normal-, Leicht- oder Porenbeton er­
lassen ( 2 ). 

(2) Anhang III der Entscheidung 1999/94/EG sollte geändert 
werden, um die Systeme der Konformitätsbescheinigung 
für Hohlkörperdecken und Rippendeckenplatten, die or­
ganische Stoffe enthalten, an den technischen Fortschritt 
anzupassen, damit Verwendungszwecke, die den Vor­
schriften für das Brandverhalten unterliegen, berücksich­

tigt werden, weil je nach den bei der Herstellung ver­
wendeten Verfahren und Stoffen das Tätigwerden Dritter 
in unterschiedlichem Maße sichergestellt werden sollte. 

(3) Die Entscheidung 1999/94/EG sollte daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Entscheidung 1999/94/EG wird gemäß dem 
Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 29. März 2012 

Für die Kommission 

Antonio TAJANI 
Vizepräsident
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ANHANG 

In Anhang III der Entscheidung 1999/94/EG wird Folgendes angefügt: 

„PRODUKTFAMILIE 

HOHLKÖRPERDECKEN UND RIPPENDECKENPLATTEN, DIE ORGANISCHE STOFFE ENTHALTEN 

Systeme der Konformitätsbescheinigung 

Für das (die) unten angegebene(n) Produkt(e) und seinen (ihre) Verwendungszweck(e) wird das Europäische Komitee für 
Normung (CEN) ersucht, in den betreffenden harmonisierten Europäischen Normen das folgende System der Konfor­
mitätsbescheinigung anzugeben: 

Produkt Verwendungszweck Stufe oder Klasse 
(Brandverhalten) 

System der Konformitäts­
bescheinigung 

Hohlkörperdecken und Rippen­
deckenplatten, die organische 
Stoffe enthalten 

Für Verwendungszwecke, die 
den Vorschriften für das 
Brandverhalten unterliegen 

(A1, A2, B, C) (*) 1 

(A1, A2, B, C) (**), D, E 3 

(A1 bis E) (***), F 4 

System 1: Siehe Anhang III Abschnitt 2 Ziffer i der Richtlinie 89/106/EWG, ohne Stichprobenprüfung. 
System 3: Siehe Anhang III Abschnitt 2 Ziffer ii der Richtlinie 89/106/EWG, Möglichkeit 2. 
System 4: Siehe Anhang III Abschnitt 2 Ziffer ii der Richtlinie 89/106/EWG, Möglichkeit 3. 

(*) Produkte oder Materialien, die bei ihrer Herstellung eine genau bestimmte Behandlung erfahren, die zu einer besseren Einstufung ihres 
Brandverhaltens führt (z. B. Zusatz eines Flammschutzmittels oder Begrenzung des Gehalts an organischen Stoffen). 

(**) Produkte oder Materialien, auf welche die Fußnote (*) nicht zutrifft. 
(***) Produkte oder Materialien, bei denen eine Prüfung des Brandverhaltens nicht erforderlich ist (z. B. Produkte/Materialien der Klasse A1 

gemäß der Entscheidung 96/603/EG der Kommission (ABl. L 267 vom 19.10.1996, S. 23)). 

Das System muss derart ausgestaltet werden, dass es auch da eingeführt werden kann, wo für ein bestimmtes Pro­
duktmerkmal eine Leistung nicht festgelegt werden muss, da wenigstens ein Mitgliedstaat für dieses Produktmerkmal 
keinerlei gesetzliche Anforderungen stellt (siehe Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 89/106/EWG und gegebenenfalls 
Nummer 1.2.3 der Grundlagendokumente). In diesen Fällen darf die Nachprüfung eines solchen Produktmerkmals dem 
Hersteller nicht auferlegt werden, wenn er nicht wünscht, über diese Produktleistung eine Erklärung abzugeben.“
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 19. April 2012 

zur Änderung des Anhangs I der Entscheidung 2006/766/EG in Bezug auf den Eintrag für Chile in 
der Liste der Drittländer, aus denen die Einfuhr von lebenden, gekühlten, tiefgefrorenen oder 
verarbeiteten Muscheln, Stachelhäutern, Manteltieren und Meeresschnecken zum menschlichen 

Verzehr zulässig ist 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 2446) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/203/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit be­
sonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung 
von zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tieri­
schen Ursprungs ( 1 ), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 dürfen Erzeug­
nisse tierischen Ursprungs nur aus einem Drittland oder 
einem Drittlandgebiet eingeführt werden, das auf einer 
gemäß der genannten Verordnung erstellten Liste geführt 
wird. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 854/2004 sieht weiterhin vor, 
dass bei der Erstellung bzw. Aktualisierung solcher Listen 
die Kontrollen der Union in Drittländern und die von 
den zuständigen Behörden der Drittländer gegebenen Ga­
rantien hinsichtlich der Einhaltung der bzw. der Gleich­
wertigkeit mit den Bestimmungen des Futtermittel- und 
Lebensmittelrechts sowie der Tiergesundheitsvorschriften 
der Union gemäß der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Ein­
haltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie 
der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz ( 2 ) 
zu berücksichtigen sind. 

(3) In der Entscheidung 2006/766/EG der Kommission vom 
6. November 2006 zur Aufstellung der Listen der Dritt­
länder und Gebiete, aus denen die Einfuhr von Muscheln, 
Stachelhäutern, Manteltieren, Meeresschnecken sowie Fi­
schereierzeugnissen zulässig ist ( 3 ), werden diejenigen 
Drittländer aufgeführt, die die Kriterien der Verordnung 
(EG) Nr. 854/2004 erfüllen und folglich garantieren kön­
nen, dass diese Erzeugnisse, die in die Union ausgeführt 
werden, die Hygienebedingungen der EU-Rechtsvorschrif­
ten zum Schutz der Verbrauchergesundheit erfüllen. Ins­
besondere enthält Anhang I dieser Entscheidung eine 
Liste der Drittländer, aus denen die Einfuhr lebender, 

gekühlter, tiefgefrorener oder verarbeiteter Muscheln, Sta­
chelhäuter, Manteltiere und Meeresschnecken zum 
menschlichen Verzehr zulässig ist. Die Liste umfasst fer­
ner Einschränkungen in Bezug auf die Einfuhr aus be­
stimmten Drittländern. 

(4) Chile wird derzeit in der Liste in Anhang I der Entschei­
dung 2006/766/EG als ein Drittland geführt, aus dem die 
Einfuhr von Muscheln, Stachelhäutern, Manteltieren und 
Meeresschnecken zum menschlichen Verzehr zulässig ist; 
die Einfuhr ist jedoch auf tiefgefrorene oder verarbeitete 
Muscheln, Stachelhäuter, Manteltiere und Meeresschne­
cken sowie auf bestimmte gekühlte und ausgenommene 
Kammmuscheln (Pectinidae) beschränkt. 

(5) Die Kommission hat in Chile vom 26. April bis zum 
6. Mai 2010 ein Audit durchgeführt, bei dem das System 
zur Kontrolle der Erzeugung von für die Ausfuhr in die 
Union bestimmten Muscheln bewertet wurde. Das Ergeb­
nis dieses Audits und die Garantien der zuständigen chi­
lenischen Behörde lassen darauf schließen, dass die Be­
dingungen, die in diesem Land für lebende Muscheln, 
Stachelhäuter, Manteltiere und Meeresschnecken gelten, 
die zur Ausfuhr in die Union bestimmt sind, den in 
den entsprechenden EU-Vorschriften festgelegten gleich­
wertig sind. Daher sollten die Beschränkungen für die 
Einfuhr von Muscheln, Stachelhäutern, Manteltieren und 
Meeresschnecken aus Chile in die Union nicht länger 
gelten. 

(6) Die Entscheidung 2006/766/EG sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(7) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I der Entscheidung 2006/766/EG erhält der Eintrag 
für Chile folgende Fassung: 

„CL CHILE“

DE L 109/24 Amtsblatt der Europäischen Union 21.4.2012 

( 1 ) ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 206. 
( 2 ) ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 320 vom 18.11.2006, S. 53.



Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 19. April 2012 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 19. April 2012 

zur Änderung der Anhänge der Entscheidung 2003/467/EG hinsichtlich der amtlichen Anerkennung 
Lettlands als von Brucellose freier Mitgliedstaat und bestimmter italienischer, polnischer und 
portugiesischer Regionen als von Tuberkulose, Brucellose und enzootischer Rinderleukose freier 

Regionen 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 2451) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/204/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner­
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schwei­
nen ( 1 ), insbesondere auf Anhang A Kapitel I Nummer 4, 
Anhang A Kapitel II Nummer 7 und Anhang D Kapitel I Ab­
schnitt E, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 64/432/EWG regelt den Handelsverkehr 
mit Rindern und Schweinen innerhalb der Union. Sie 
legt fest, unter welchen Bedingungen Mitgliedstaaten 
bzw. Regionen von Mitgliedstaaten in Bezug auf die Rin­
derbestände amtlich als frei von Tuberkulose, Brucellose 
und enzootischer Rinderleukose anerkannt werden kön­
nen. 

(2) Die Anhänge der Entscheidung 2003/467/EG der Kom­
mission vom 23. Juni 2003 zur Feststellung des amtlich 
anerkannt tuberkulose-, brucellose- und rinderleukose­
freien Status bestimmter Mitgliedstaaten und Regionen 
von Mitgliedstaaten in Bezug auf die Rinderbestände ( 2 ) 
enthält Verzeichnisse der Mitgliedstaaten und ihrer Regio­
nen, die nach dieser Entscheidung amtlich als frei von 
Tuberkulose, Brucellose und enzootischer Rinderleukose 
anerkannt sind. 

(3) Italien hat der Kommission Unterlagen übermittelt, aus 
denen hervorgeht, dass die Bedingungen für den amtlich 
anerkannten Status als tuberkulosefrei gemäß der Richt­
linie 64/432/EWG für die Provinzen Asti und Biella in 
der Region Piemont in Italien erfüllt sind. 

(4) Außerdem ist die Provinz Ascoli Piceno bereits in An­
hang I Kapitel 2 der Entscheidung 2003/467/EG als amt­
lich anerkannt tuberkulosefreie Region Italiens aufgeführt. 
Die administrative Gliederung Italiens teilt jedoch die Pro­
vinz Ascoli Piceno in der Region Marken in zwei ge­
trennte Provinzen: die Provinz Ascoli Piceno und die 

Provinz Fermo. Daher sollten die Einträge für Italien in 
der Liste in Anhang I Kapitel 2 der Entscheidung 
2003/467/EG entsprechend geändert werden. 

(5) Portugal hat der Kommission Unterlagen übermittelt, aus 
denen hervorgeht, dass die Bedingungen für den amtlich 
anerkannten Status als tuberkulosefrei gemäß der Richt­
linie 64/432/EWG für alle Verwaltungsbezirke (distritos) 
innerhalb der übergeordneten Verwaltungseinheit (região) 
Algarve in Portugal erfüllt sind. 

(6) Im Anschluss an die Bewertung der von Italien und Por­
tugal vorgelegten Unterlagen sollten die Provinzen Asti 
und Biella in der Region Piemont in Italien und alle Ver­
waltungsbezirke (distritos) innerhalb der übergeordneten 
Verwaltungseinheit (região) Algarve in Portugal amtlich 
als tuberkulosefreie Regionen Italiens bzw. Portugals an­
erkannt werden. 

(7) Italien hat der Kommission außerdem Unterlagen über­
mittelt, aus denen hervorgeht, dass die Bedingungen für 
den amtlich anerkannten Status als brucellosefrei gemäß 
der Richtlinie 64/432/EWG für alle Provinzen in der 
Region Aostatal in Italien erfüllt sind. 

(8) Auch Lettland hat der Kommission Unterlagen übermit­
telt, aus denen hervorgeht, dass die Bedingungen für den 
amtlich anerkannten Status als brucellosefrei gemäß der 
Richtlinie 64/432/EWG für sein gesamtes Hoheitsgebiet 
erfüllt sind. 

(9) Portugal hat der Kommission außerdem Unterlagen über­
mittelt, aus denen hervorgeht, dass die Bedingungen für 
den amtlich anerkannten Status als brucellosefrei gemäß 
der Richtlinie 64/432/EWG für alle Verwaltungsbezirke 
(distritos) innerhalb der übergeordneten Verwaltungsein­
heit (região) Algarve in Portugal erfüllt sind. 

(10) Im Anschluss an die Bewertung der von Italien, Lettland 
und Portugal vorgelegten Unterlagen sollte Lettland amt­
lich als brucellosefreier Mitgliedstaat anerkannt werden, 
und alle Provinzen der Region Aostatal in Italien und 
alle Verwaltungsbezirke (distritos) innerhalb der überge­
ordneten Verwaltungseinheit (região) Algarve in Portugal 
sollten amtlich als brucellosefreie Regionen Italiens bzw. 
Portugals anerkannt werden.
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(11) Italien, Polen und Portugal haben der Kommission Un­
terlagen übermittelt, aus denen hervorgeht, dass die Be­
dingungen für den amtlich anerkannten Status als frei 
von enzootischer Rinderleukose gemäß der Richtlinie 
64/432/EWG für die Provinzen Catania, Enna, Palermo 
und Ragusa in der Region Sizilien in Italien, für neun­
zehn Verwaltungsregionen (powiaty) innerhalb der über­
geordneten Verwaltungseinheiten (Woiwodschaften) Ku­
jawsko-Pomorskie, Pomorskie, Warmińsko-Mazurskie 
und Wielkopolskie in Polen und für alle Verwaltungs­
bezirke (distritos) innerhalb der übergeordneten Verwal­
tungseinheiten (regiões) Centro und Lisboa e Vale do 
Tejo sowie vier Verwaltungsbezirke (distritos) innerhalb 
der übergeordneten Verwaltungseinheit (região) Norte in 
Portugal erfüllt sind. 

(12) Im Anschluss an die von Italien, Polen und Portugal 
vorgelegten Unterlagen sollten die Provinzen Catania, En­
na, Palermo and Ragusa in der Region Sizilien in Italien, 
die neunzehn Verwaltungsregionen (powiaty) innerhalb 
der übergeordneten Verwaltungseinheiten (Woiwodschaf­
ten) Kujawsko-Pomorskie, Pomorskie, Warmińsko-Mazur­
skie und Wielkopolskie sowie alle Verwaltungsbezirke 
(distritos) innerhalb der übergeordneten Verwaltungsein­
heiten (regiões) Centro und Lisboa e Vale do Tejo und 
vier Verwaltungsbezirke (distritos) innerhalb der überge­
ordneten Verwaltungseinheit (região) Norte amtlich als 
von enzootischer Rinderleukose freie Regionen Italiens, 
Polens bzw. Portugals anerkannt werden. 

(13) Die Anhänge der Entscheidung 2003/467/EG sollten da­
her entsprechend geändert werden. 

(14) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge der Entscheidung 2003/467/EG werden gemäß 
dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 19. April 2012 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Die Anhänge der Entscheidung 2003/467/EG werden wie folgt geändert: 

1. Anhang I Kapitel 2 erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL 2 

Amtliche anerkannt tuberkulosefreie Regionen der Mitgliedstaaten 

In Italien: 

— Region Abruzzen: Provinz Pescara, 

— Provinz Bozen, 

— Region Emilia-Romagna, 

— Region Friaul-Julisch Venetien, 

— Region Latium: Provinzen Rieti und Viterbo, 

— Region Lombardei, 

— Region Marken: Provinz Ascoli Piceno und Fermo 

— Region Piemont: Provinzen Asti, Biella, Novara, Verbania und Vercelli, 

— Region Sardinien: Provinzen Cagliari, Medio-Campidano, Ogliastra, Olbia-Tempio und Oristano, 

— Region Toskana, 

— Provinz Trient, 

— Region Venetien. 

In Portugal: 

— Region Algarve: alle Bezirke (distritos). 

Im Vereinigten Königreich: 

— Großbritannien: Schottland“. 

2. Anhang II erhält folgende Fassung: 

„ANHANG II 

KAPITEL 1 

Amtlich anerkannt brucellosefreie Mitgliedstaaten 

ISO-Code Mitgliedstaat 

BE Belgien 

CZ Tschechische Republik 

DK Dänemark 

DE Deutschland 

EE Estland 

IE Irland 

FR Frankreich 

LV Lettland 

LU Luxemburg 

NL Niederlande
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ISO-Code Mitgliedstaat 

AT Österreich 

PL Polen 

SI Slowenien 

SK Slowakei 

FI Finnland 

SE Schweden 

KAPITEL 2 

Amtlich anerkannt brucellosefreie Regionen von Mitgliedstaaten 

In Italien: 

— Region Abruzzen: Provinz Pescara, 

— Provinz Bozen, 

— Region Emilia-Romagna, 

— Region Friaul-Julisch Venetien, 

— Region Latium: Provinzen Frosinone, Latina, Rieti und Viterbo, 

— Region Ligurien: Provinzen Imperia und Savona, 

— Region Lombardei, 

— Region Marken, 

— Region Molise: Provinz Campobasso, 

— Region Piemont, 

— Region Apulien: Provinz Brindisi, 

— Region Sardinien, 

— Region Toskana, 

— Provinz Trient, 

— Region Umbrien, 

— Region Aostatal, 

— Region Venetien. 

In Portugal: 

— Region Algarve: alle Bezirke (distritos), 

— Autonome Region Azoren: die Inseln Corvo, Faial, Flores, Graciosa, Pico und Santa Maria. 

In Spanien: 

— Provinz Santa Cruz de Tenerife, 

— Provinz Las Palmas. 

Im Vereinigten Königreich: 

— Großbritannien: England, Schottland, Wales, 

— Insel Man.“
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3. Anhang III Kapitel 2 erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL 2 

Amtlich anerkannt rinderleukosefreie Regionen von Mitgliedstaaten 

In Italien: 

— Region Abruzzen: Provinz Pescara, 

— Provinz Bozen, 

— Region Kampanien: Provinz Neapel, 

— Region Emilia-Romagna, 

— Region Friaul-Julisch Venetien, 

— Region Latium: Provinzen Frosinone und Rieti und Viterbo, 

— Region Ligurien: Provinzen Imperia und Savona, 

— Region Lombardei, 

— Region Marken, 

— Region Molise, 

— Region Piemont, 

— Region Apulien: Provinz Brindisi, 

— Region Sardinien, 

— Region Sizilien: Provinzen Agrigent, Caltanissetta, Catania, Enna, Palermo, Ragusa, Syrakus und Trapani, 

— Region Toskana, 

— Provinz Trient, 

— Region Umbrien, 

— Region Aostatal, 

— Region Venetien. 

In Polen: 

— Woiwodschaft Dolnośląskie 

Powiaty: bolesławiecki, dzierżoniowski, głogowski, górowski, jaworski, jeleniogórski, Je­
lenia Góra, kamiennogórski, kłodzki, legnicki, Legnica, lubański, lubiński, lwó­
wecki, milicki, oleśnicki, oławski, polkowicki, strzeliński, średzki, świdnicki, 
trzebnicki, wałbrzyski, Wałbrzych, wołowski, wrocławski, Wrocław, 
ząbkowicki, zgorzelecki, złotoryjski. 

— Woiwodschaft Lublin 

Powiaty: bialski, Biała Podlaska, biłgorajski, chełmski, Chełm, hrubieszowski, janowski, 
krasnostawski, kraśnicki, lubartowski, lubelski, Lublin, łęczyński, łukowski, 
opolski, parczewski, puławski, radzyński, rycki, świdnicki, tomaszowski, 
włodawski, zamojski, Zamość.
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— Woiwodschaft Lubuskie 

Powiaty: gorzowski, Gorzów Wielkopolski, krośnieńsko-odrzański, międzyrzecki, nowo­
solski, słubicki, strzelecko–drezdenecki, sulęciński, świebodziński, Zielona Góra, 
zielonogórski, żagański, żarski, wschowski. 

— Woiwodschaft Kujawsko-pomorskie 

Powiaty: aleksandrowski, brodnicki, bydgoski, Bydgoszcz, chełmiński, golubsko- 
dobrzyński, grudziądzki, inowrocławski, lipnowski, Grudziądz, mogileński, na­
kielski, radziejowski, rypiński, sępoleński, świecki, toruński, Toruń, tucholski, 
wąbrzeski, Włocławek, włocławski, żniński. 

— Woiwodschaft Lodsch 

Powiaty: bełchatowski, brzeziński, kutnowski, łaski, łęczycki, łowicki, łódzki, Łódź, 
opoczyński, pabianicki, pajęczański, piotrkowski, Piotrków Trybunalski, 
poddębicki, radomszczański, rawski, sieradzki, skierniewicki, Skierniewice, to­
maszowski, wieluński, wieruszowski, zduńskowolski, zgierski. 

— Woiwodschaft Małopolskie 

Powiaty: brzeski, bocheński, chrzanowski, dąbrowski, gorlicki, krakowski, Kraków, lima­
nowski, miechowski, myślenicki, nowosądecki, nowotarski, Nowy Sącz, 
oświęcimski, olkuski, proszowicki, suski, tarnowski, Tarnów, tatrzański, wado­
wicki, wielicki. 

— Woiwodschaft Mazowieckie 

Powiaty: białobrzeski, ciechanowski, garwoliński, grójecki, gostyniński, grodziski, kozie­
nicki, legionowski, lipski, łosicki, makowski, miński, mławski, nowodworski, 
ostrołęcki, Ostrołęka, ostrowski, otwocki, piaseczyński, Płock, płocki, płoński, 
pruszkowski, przasnyski, przysuski, pułtuski, Radom, radomski, Siedlce, sied­
lecki, sierpecki, sochaczewski, sokołowski, szydłowiecki, Warszawa, warszawski 
zachodni, węgrowski, wołomiński, wyszkowski, zwoleński, żuromiński, 
żyrardowski. 

— Woiwodschaft Opolskie 

Powiaty: brzeski, głubczycki, kędzierzyńsko-kozielski, kluczborski, krapkowicki, na­
mysłowski, nyski, oleski, opolski, Opole, prudnicki, strzelecki. 

— Woiwodschaft Podkarpackie 

Powiaty: bieszczadzki, brzozowski, dębicki, jarosławski, jasielski, kolbuszowski, 
krośnieński, Krosno, leski, leżajski, lubaczowski, łańcucki, mielecki, niżański, 
przemyski, Przemyśl, przeworski, ropczycko-sędziszowski, rzeszowski, Rzes­
zów, sanocki, stalowowolski, strzyżowski, Tarnobrzeg, tarnobrzeski. 

— Woiwodschaft Podlaskie 

Powiaty: augustowski, białostocki, Białystok, bielski, grajewski, hajnowski, kolneński, 
łomżyński, Łomża, moniecki, sejneński, siemiatycki, sokólski, suwalski, Suwałki, 
wysokomazowiecki, zambrowski.
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— Woiwodschaft Pomorskie 

Powiaty: Gdańsk, gdański, Gdynia, lęborski, pucki, nowodworski, Sopot, wejherowski. 

— Woiwodschaft Sląskie 

Powiaty: będziński, bielski, Bielsko-Biała, bieruńsko-lędziński, Bytom, Chorzów, cies­
zyński, częstochowski, Częstochowa, Dąbrowa Górnicza, gliwicki, Gliwice, 
Jastrzębie Zdrój, Jaworzno, Katowice, kłobucki, lubliniecki, mikołowski, 
Mysłowice, myszkowski, Piekary Śląskie, pszczyński, raciborski, Ruda Śląska, 
rybnicki, Rybnik, Siemianowice Śląskie, Sosnowiec, Świętochłowice, tarnogórs­
ki, Tychy, wodzisławski, Zabrze, zawierciański, Żory, żywiecki. 

— Woiwodschaft Swiętokrzyskie 

Powiaty: buski, jędrzejowski, kazimierski, kielecki, Kielce, konecki, opatowski, ostrowie­
cki, pińczowski, sandomierski, skarżyski, starachowicki, staszowski, 
włoszczowski. 

— Woiwodschaft Warmińsko-mazurskie 

Powiaty: bartoszycki, braniewski, działdowski Elbląg, elbląski, ełcki, giżycki, gołdapski, 
iławski, kętrzyński, lidzbarski, mrągowski, nidzicki, nowomiejski, olecki, olsz­
tyński, ostródzki, Olsztyn, piski, szczycieński, węgorzewski. 

— Woiwodschaft Wielkopolskie 

Powiaty: gostyński, jarociński, kaliski, Kalisz, kępiński, kolski, koniński, Konin, krotos­
zyński, międzychodzki, nowotomyski, ostrowski, ostrzeszowski, pleszewski, ra­
wicki, słupecki, szamotulski, średzki, śremski, turecki, wolsztyński, wrzesiński, 
złotowski. 

In Portugal: 

— Region Algarve: alle Bezirke (distritos), 

— Region Alentejo: alle Bezirke (distritos), 

— Region Centro: alle Bezirke (distritos), 

— Region Lisboa e Vale do Tejo: alle Bezirke (distritos), 

— Region Norte: die Bezirke Braga, Bragança, Viana do Castelo und Vila Real, 

— Autonome Region Azoren. 

Im Vereinigten Königreich: 

— die Insel Man.“
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